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Missbrauchsdebatte
Die Saat ist aufgegangen

Text: Ursula Christen  Bilder Schwerpunkt: Luc-François Georgi

Seit den 1990er-Jahren bewirtschaften Medien und Politik 

Bilder von faulen, kriminellen Sozialhilfebezügern und 

renitenten, simulierenden IV-Betrügerinnen. Die kollektive 

Empörung, die damit erzeugt wurde, untergräbt nachhaltig 

den Solidaritätsgedanken, auf dem die Sozialwerke aufge-

baut sind. Dies führt zu Leistungskürzungen, Gesetzes

verschärfungen und einem Klima der Angst. 

Mit 64,7 Prozent Ja-Stimmen befürwortete die Schweizer 
Stimmbevölkerung im November 2018 die «Gesetzlichen 
Grundlagen für die Überwachung von Versicherten». Da-
mit darf der Einsatz von Videoüberwachungen durch So
zialdetektive, der durch einen Entscheid des Gerichtshofs 
für Menschenrechte seit Oktober 2016 sistiert war, wieder-
aufgenommen werden. Der SVP-Politiker Adrian Amstutz 
kommentierte das Abstimmungsresultat mit folgenden 
Worten: «Die Menschen haben gewonnen, die ehrlich sind, 
die Prämienzahlenden, aber auch die, die eine Leistung aus 
den Versicherungen zugute haben; und bestraft worden 
sind jene, die die Versicherungen betrügen wollen, und das 
ist ja richtig so.»1 Auf der SVP-Homepage schreibt Herr Am-
stutz: «Die SP degradiert sich damit [mit kritischen Stim-
men zur Überwachung] selber zur Schutzpatronin der kri-
minellen Betrüger in unserem Land».2

Diese Aussagen zeigen exemplarisch, welchen Schaden die 
Missbrauchsdebatte für den demokratischen Sozialstaat 

Schweiz anrichtet. Erstens lässt die Unschärfe des Miss-
brauchsbegriffs beliebige Interpretationen zu, zweitens 
schürt er heftige negative Emotionen gegen sozial Schwa-
che, und drittens spaltet er die Gesellschaft mit einem 
simplen Schwarz-Weiss-Mechanismus in einen gesunden 
Volkskörper und Sozialschmarotzer, die diesen bedrohen. 

Die Unschärfe des Missbrauchsbegriffs
Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS)3 hat 
bereits 2006 zu unterscheiden versucht, dass der gängige 
Begriff «Missbrauch der Sozialhilfe» für mindestens drei 
Sachverhalte steht:

–– Unrechtmässigen Leistungsbezug durch falsche oder 
unvollständige Angaben

–– Zweckwidrige Verwendung von Leistungen 
–– Aufrechterhalten der Notlage 

Diese Unterscheidung sagt aber nichts darüber aus, ob es 
sich um einen strafrechtlich relevanten Betrug handelt 
oder um ein Fehlverhalten, das einer Bagatelle gleich-
kommt. So fallen unter «Missbrauch» einerseits schwer-
wiegende Delikte wie bei jenem Ehepaar, das zehn Jahre 
lang Sozialhilfe bezog und nebenher durch Arbeit un
deklariertes Einkommen generierte4, oder kriminelle Ma-
chenschaften wie im von der Rundschau dargestellten 
Fall5, bei dem Gelder aus den Schweizer Sozialwerken zum 
Aufbau einer kriminellen Organisation in Pristina ver-
wendet wurden6 – andererseits aber auch die Verzweif-
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lung eines Schuldners, der mit dem für den Lebensunter-
halt seiner Familie ausbezahlten Geld seinen Kleinkredit 
abzustottern versucht, oder die Sozialhilfebezügerin, die 
verschweigt, dass ihr erwachsener Sohn während eines 
Monats bei ihr wohnt, weil sie von ihm keine Miete verlan-
gen möchte.
Das Aufrechterhalten einer Notlage wurde medial im so-
genannten Fall Berikon der Öffentlichkeit vorgeführt. Zum 
Beispiel mit der «Blick»-Schlagzeile: «Der frechste Sozial-
hilfe-Bezüger der Schweiz: Unglaublich! Der faule Beat hat 
gewonnen»7. Das Bundesgericht hatte entschieden, die 
Leistungen der Sozialhilfe dürften für einen jungen, unko-
operativen Sozialhilfeempfänger lediglich gekürzt, aber 
nicht vollständig eingestellt werden.8 Viele SchweizerIn-
nen beginnen es als Missbrauch zu empfinden, dass rechts-
staatliche Mittel auch Personen zur Verfügung stehen, die 
sich unkooperativ verhalten, und sie verlangen immer 
weitere Verschärfungen der Spielregeln in der Sozialhilfe. 
In welchem Verhältnis aber steht dieser Fall zu jenen vie-
len, in denen Sozialhilfebeziehende jahrelang Bewerbun-
gen schreiben und Integrationsprogramme besuchen und 
der erste Arbeitsmarkt dennoch schlicht und einfach 
nicht an ihnen interessiert ist? 
Mit der Annahme der Ausschaffungsinitiative im Oktober 
2010 ist der unscharfe Begriff des Missbrauchs gar in den 
höchsten Wertekatalog der Nation, in die Bundesver
fassung, eingeflossen: AusländerInnen verlieren ihren 
Aufenthaltsstatus, wenn sie «missbräuchlich Leistungen 
der Sozialversicherungen oder der Sozialhilfe bezogen 
haben»9. Wie oft aber darf eine depressive Frau in der 
Öffentlichkeit lachen, in welchem Mass kann sich ein 
Mann mit Angststörungen in sozialen Gruppen bewegen, 
wie sehr darf ein Sozialhilfeempfänger aufmüpfig oder 
widerborstig sein, ohne dass der Leistungsanspruch in 
Frage gestellt wird? 

Das Schüren negativer Emotionen
Mit der Missbrauchsdebatte werden arme Menschen 
sprachlich und gedanklich zu potentiell kriminellen, was 
anstelle von Solidarität und Empathie Empörung, Wut und 
Neid auslöst. Wir alle, die in die Sozialwerke einbezahlen, 
werden nonstop daran erinnert, dass es unser Geld ist, das 
hier umverteilt wird, und wir werden aufgefordert, zu 
überprüfen, ob wir den Menschen, die wir unterstützen, 
die Unterstützung gönnen mögen. 
Der Solidaritätsgedanke der Sozialwerke wird untergra-
ben, wenn die Bezahlenden die Notwendigkeit der Unter-
stützung nicht einsehen, sich aber zunehmend zuständig 
fühlen, diese zu bewerten. Die Einschätzung von Fachleu-
ten wie Ärztinnen, Sozialarbeitern, Psychiatern und Rich-
terinnen wird zugunsten des eigenen Bauchgefühls zu-
rückgestellt; nicht mehr objektive Kriterienkataloge sollen 

über das Erbringen von Leistungen bestimmen, sondern 
eine kollektive Befindlichkeit. So sollte etwa ein Bieler 
Hassprediger gemäss öffentlicher Wahrnehmung nicht 
Sozialhilfe bekommen, und die verantwortlichen Behör-
den mussten sich öffentlich rechtfertigen, warum einem 
Menschen mit einer solchen Ideologie und ausländischer 
Herkunft Unterstützung zustehen könnte.10 Sozialhilfe
beziehende müssen heute nicht nur arm sein und kranke 
Menschen nicht nur invalid, damit ihnen in der öffent
lichen Wahrnehmung Leistungen der Allgemeinheit zu
stehen, sondern sie müssen die richtige Gesinnung unter 
Beweis stellen: Dankbarkeit, Arbeitswille, Integrations
bemühungen, Zuverlässigkeit und Erfolgsstreben. Die von 
der SKOS seit 2005 in die Richtlinien eingearbeiteten An-
reizsysteme tragen diesem Gedanken Rechnung, aber of-

fensichtlich haben sie die Volksempörung nicht besänf-
tigt, wurden doch seither die Sanktionsmöglichkeiten 
weiter ausgebaut und wird mit dem Verweis auf Miss-
brauch heute die Höhe der Sozialhilfe ganz allgemein in 
Frage gestellt. Dabei geht vergessen, dass es den untersten 
Auffangnetzen geradezu immanent ist, dass sich da nicht 
nur Otto Normalverbraucher und Nina Durchschnitt tum-
meln, sondern eben gerade auch jene Menschen, die 
schwieriger sind, die es schwieriger haben, die weniger gut 
angepasst sind und – aus welchen Gründen auch immer – 
weniger gut funktionieren. Dass genau jene Menschen un-
serer Solidarität bedürfen, verärgert den Zeitgeist. Auch 
der Tatsache, dass ein Drittel der Menschen in der Sozial-
hilfe Kinder und Jugendliche sind, wird bei den Miss-

Der Begriff «Missbrauch» wird für straf-
rechtlich relevanten Betrug, aber genauso 
für Bagatellen und Versäumnisse verwendet
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brauchsdebatten zu wenig Rechnung getragen: Wenn 
etwa die SVP-Gemeinderätin Therese Schläpfer einer So
zialhilfeempfängerin mit vier Kindern in einer Fernseh-
sendung11 erklärt, wie sie zu Beginn des Monats ein grosses 
Stück Aktionskäse einkaufen soll, um davon täglich pro 
Person 30 Gramm zum Preis von 40 Rappen zu verteilen, 
bleibt offen, wie so etwas mit einem modernen Verständ-
nis von Kindeswohl in Einklang zu bringen ist. 

Der Schwarz-Weiss-Mechanismus
Niemand möchte an den Internetpranger gestellt und mit 
Shitstorm übergossen werden. Wer unter den Missbrauchs-
verdacht gerät, riskiert jedoch genau dies. Einzelne Men-
schen werden medial vorgeführt, es werden Überwa-
chungsvideos ins Netz gestellt, Details aus dem Privat
leben öffentlich diskutiert und schützenswerte Daten, zu 
denen ja der Bezug einer IV-Rente oder von Sozialhilfe ge-
hört, unbedarft weiterverbreitet. Die Jagd nach Miss-
brauchsfällen ist zu einem investigativjournalistischen 
Gesellschaftsspiel geworden, an dem sich jeder und jede 
beteiligen kann. Meldestellen ermutigen uns, Verdachts-
fälle anzuzeigen, weil damit angeblich die Ehrlichen ge-
schützt werden. Und Versicherungen, die durchaus auch 
eigene Interessen haben, entscheiden dann über den Ein-
satz von Sozialdetektiven. Zwar dürfen diese «jemanden 
nur dann verdeckt beobachten, wenn sie konkrete An-
haltspunkte für einen unrechtmässigen Leistungsbezug 
haben und es mit anderen Mitteln aussichtslos oder unver-
hältnismässig schwierig wäre, das Anrecht auf Leistungen 
abzuklären»12. Als konkrete Anhaltspunkte können aber 
Meldungen aus der Bevölkerung genügen, denn gehen die 
Behörden einer vermuteten Unregelmässigkeit nicht nach, 
riskieren sie spätere Medienschelte. 
Die öffentliche psychische Auspeitschung droht potentiell 
allen, die auf Unterstützung angewiesen sind, und führt 

dazu, dass noch mehr Menschen, die eigentlich Anspruch 
auf Leistungen hätten, diese nicht geltend machen. Wer 
Gelder von der öffentlichen Hand erhält, tut zudem gut da-
ran, sich zuhause zu verschanzen und nur sichtbar leidend 
durch die Welt zu gehen, denn jedes Anzeichen von Besse-
rung könnte einen IV-Rentenanspruch gefährden. Die 
Missbrauchsdebatte hat also durchaus einen abschrecken-
den und disziplinierenden Effekt und führt zu Einsparun-
gen in den Sozialwerken – aber leider nicht so, wie sie es 
vorgibt. 
Auch Sozialarbeiterinnen, Richter, Ärzte und Psychiaterin-
nen können öffentlich angegriffen werden, wenn sie sich 
für sozial schwache Menschen engagieren. So führte das 
Sondersetting im viel diskutierten «Fall Carlos» zum Rück-
tritt des Jugendanwalts Hansueli Gürber. Die Diskussion 
um Sozialhilfemissbrauch kostete die Sozialvorsteherin 
Monika Stocker ihre Stelle. Und die Berner Gemeinderätin 
Edith Olibet konnte ihr politisches Amt gerade noch retten, 
indem sie öffentlich bekannte, die Missbrauchssituation 
unterschätzt zu haben, und 132 Massnahmen zur Verbes-
serung der Kontrolle einführte. 
Die Überwachungs- und Sanktionsmassnahmen, denen 
eine Mehrheit der Schweizer Bevölkerung zustimmt, kön-
nen nach Unfall, Krankheit, Scheidung oder Stellenverlust 
auch Otto Normalverbraucher oder Nina Durchschnitt be-
treffen. Auch wer nichts zu verbergen hat, möchte nicht in 
seinem Privatleben ungefragt fotografiert, auf Tonband 
aufgenommen und beschattet werden. Und schon gar 
nicht möchte er oder sie sich einer öffentlichen Diskussion 
ausgesetzt sehen, ob sie SozialschmarotzerInnen sind oder 
nicht. 
So haben wir uns schleichend in eine Gesellschaft ver-
wandelt, die Bedürftige und Arme wieder argwöhnisch 
beäugt und in der wir immerzu die Frage stellen, ob wir 
für diese randständigen Gestalten wirklich aufkommen 
wollen. Ein öffentliches Aussortieren, wem Hilfe und Un-
terstützung zukommen darf und wem nicht, schützt je-
doch keineswegs die Ehrlichen und bestraft die Betrüger, 
wie Herr Amstutz meint, sondern gefährdet grundlegende 
Menschenrechte. Wer sich dieser Entwicklung entgegen-
stellt, ist nicht Schutzpatronin der kriminellen Betrüger in 
unserem Land, sondern vielmehr Hüterin einer gerechten 
und solidarischen Schweiz. �
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